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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 

Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 
— Drucksache IV/ 3306 — 


A. Bericht des Abgeordneten Josten 


Die vorliegende Novelle zum Soldatenversor- 
gungsgesetz wurde vom Deutschen Bundestag in 
seiner 181. Sitzung in erster Lesung beraten und an 
den Ausschuß für Verteidigung federführend, an 
den Ausschuß für Inneres mitberatend und an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Entwurf in 
seiner Sitzung am 23. Juni 1965 abschließend be- 
raten. Er hat eine Änderung des § 77 b und der In- 
krafttretensbestimmnngen beschlossen und im 
übrigen empfohlen, den Gesetzentwurf in der vor- 
liegenden Fassung anzunehmen. 

Unter Berücksichtigung dieser Stellungnahme hat 
der Ausschuß für Verteidigung den Entwurf in seiner 
Sitzung am 25. Juni 1965 beraten und einstimmig 
angenommen. 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes ist bedingt durch 
das mit diesem Entwurf zusammen zu verabschie- 
dende Dritte Gesetz zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften. In 
beiden Gesetzen wird das Problem der Doppelver- 
sorgung geregelt, ferner werden die Ruhensvor- 
schriften verbessert. Der enge Zusammenhang zwi- 
schen beiden Gesetzentwürfen ergibt sich aus dem 
im wesentlichen gleichartigen Versorgungsrecht der 
Berufssoldaten und der Bundeswehr, über diesen 
beiden Entwürfen gemeinsamen Vorschriften hin- 


aus enthält der Entwurf eine Änderung des § 63, 
wonach der Kreis der Leistungsberechtigten erwei- 
tert und die Gewährung der Leistungen vereinfacht 
wird. Außerdem wird die Gültigkeitsdauer mehrerer 
Übergangsvorschriften bis zum 31. März 1970 aus- 
gedehnt, da der personelle Aufbau der Bundeswehr 
erst bis zu diesem Datum als abgeschlossen be- 
trachtet werden kann. 


II. Im einzelnen 

Der Ausschuß beschloß, die nachfolgend aufge- 
führten, vom Innenausschuß vorgeschlagenen Er- 
gänzungen und Änderungen des Regierungsent- 
wurfs anzunehmen, die zum überwiegenden Teil 
in Anlehnung an die Änderungen des Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften er- 
folgten. 


Zu Artikel I 

Zu Nr. 01 

Mit der Streichung wird sichergestellt, daß Sol- 
daten auf Zeit, deren Dienstverhältnis nach Ab- 
leistung einer Wehrdienstzeit von weniger als 
einem Jahr und 6 Monaten wegen Dienstunfähigkeit 
endet, eine Übergangsbeihilfe in gleicher Höhe wie 
entsprechende wehrpflichtige Soldaten erhalten. 
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Zu Nr. 02 

Die Ergänzung ist eine Folge der Ergänzung des 5 
§ 22 Abs. 3. 

Zu Nr. 2 

Die Ergänzung ist eine Folge der Einfügung des 
neuen § 55 a. 

i 

Zu Nr. 3 f 

Die Änderung nach Buchstabe a ist eine Folge der j 
Ergänzung des § 20 Abs. 3. Die Ergänzung nach j 
Buchstabe b ist eine Folge der Einfügung des neuen j 
§ 55 a. j 

j 

Zu Nr. 6 | 

Die Änderung von Buchstabe c ist eine Folge der j 
Änderung der entsprechenden Vorschrift des § 158 
BGB durch das Dritte Gesetz zur Änderung beam- j 
tenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschrif- j 
ten. | 

! 

Zu Nr. 7 

Die Änderungen nach den Buchstaben a und c j 
sind eine Folge der Änderung des § 53 Abs. 5. 

Zu Nr. 8 

Die Änderung der Absätze 1 und 4 des neu ein- 
gefügten § 55 a ist eine Folge der Änderung der ent- j 
sprechenden Vorschrift des § 160 a BGB, die durch i 
das Dritte Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher j 
und besoldungsrechtlicher Vorschriften in das BGB j 
eingefügt werden soll. 

I 

Zu Nr. 13 a 

Mit der Änderung des § 70 werden die Übergangs- j 
Vorschriften für Berufssoldaten der Bundeswehr, die j 
bereits in der ehemaligen Wehrmacht Berufssol- ; 
daten gewesen sind, bis zum Jahre 1970 ausgedehnt. 
Damit werden diesem Personenkreis vorsorgungs- 
rechtliche Vergünstigungen im Falle einer Wieder- ; 
einstellung in die Bundeswehr bis zu dem genann- ' 
ten Zeitpunkt gewährt. 


Zu Nr. 14 

Mit der Ausdehnung der Übergangsvorschriften 
gemäß Buchstaben a und c werden Soldaten auf 
Zeit, die bereits in der ehemaligen Wehrmacht 
Dienst geleistet haben, versorgungsrechtliche Ver- 
günstigungen im Falle einer Wiedereinstellung in 
die Bundeswehr bis zum Jahre 1970 erhalten. 

Zu Nr. 14 a 

Die Änderung des § 74 erfolgte aus den gleichen 
Gründen wie die Änderung zu Nr. 14. 

Zu Nr. 14 b 

Mit der Änderung des § 77 werden Berufssolda- 
ten, die Angehörige der „weißen" Jahrgänge sind, 
versorgungsrechtliche Vergünstigungen im Falle 
einer Wiedereinstellung in die Bundeswehr bis 
zum 31. März 1970 erhalten. 

Zu Nr. 14 c 

Die Ergänzung des § 77 b ist in Anlehnung an die 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldurigsrechtlicher Vorschriften vor- 
gesehene Ergänzung der gleichgearteten Vorschrift 
des § 181 b BGB vorgenommen worden. 


Zu Artikel II 

Die Übergangsvorschriften sind den unter Arti- 
kel I beschlossenen Änderungen und Ergänzungen 
angepaßt worden. 


Zu Artikel IV 

Die Inkrafttretensvorschriften sind den unter Arti- 
kel I beschlossenen Änderungen und Ergänzungen 
angepaßt worden. Dabei geht der Entwurf davon 
aus, daß das Gesetz gleich dem Dritten Gesetz zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrecht- 
licher Vorschriften mit Wirkung vom 1. Oktober 
1965 in Kraft gesetzt wird. Sofern das Dritte Gesetz 
zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungs- 
rechtlicher Vorschriften erst zum 1. Januar 1966 in 
Kraft gesetzt werden sollte, müßte der Entwurf ent- 
sprechend geändert werden. 


Bonn, den 25. Juni 1965 


Josten 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3306 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 25. Juni 1965 


Der Ausschuß für Verteidigung 


Wienand 

Stellv. Vorsitzender 


Josten 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 
— Drucksache IY/3306 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen. 

Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
in der Fassung vom 8. August 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 649) wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. § 17 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Ist der Berufssoldat wegen Dienst- 
unfähigkeit in den Ruhestand getreten, so 
ist das Grundgehalt der nach Absatz 1 
Nr. 1 maßgebenden Besoldungsgruppe nach 
der Dienstaltersstufe zugrunde zu legen, die 
er bis zum Zeitpunkt des Eintritts in den 
Ruhestand wegen Erreichens der jeweils für 
ihn geltenden besonderen oder allgemeinen 
Altersgrenze (§ 45 des Soldatengesetzes) 
hätte erreichen können." 

2. § 20 Abs. 3 wird gestrichen . 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz bcschlos- 


Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
in der Fassung vom 8. August 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 649) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

OL In § 13 Satz 2 werden die Worte „Abs. 2 und 3" 
gestrichen. 

02. In § 15 Abs. 2 Satz 2 wird der Punkt am Satz- 
^ ende durch einen Strichpunkt ersetzt und fol- 
gender Halbsalz angefügt: „die Einschränkung 
des § 22 Abs. 3 gilt nicht." 

1 . unverändert 


2. Dem § 20 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 


4 


„Dies gilt nicht für Berufssoldaten, die aus 
einem Dienstverhältnis in den Ruhestand tre- 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

ten, in das sie nach dem 30. September 1965 als 
Soldat auf Zeit oder Berufssoldat berufen wor- 
den sind; wird ein früheres Dienstverhältnis als 
Berufssoldat fortgesetzt, so daß der Ruhestand 
endet, so gilt die erneute Berufung nicht als Be- 
gründung eines Dienstverhältnisses.“ 

3. § 22 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 3. § 22 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

„(2) Zeiten eines Beschäftigungsverhältnis - a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „gilt 


ses nach Absatz 1 dürfen nur zur Hälfte als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, soweit 
der öffentlich-rechtliche Dienstherr auf Grund 
des Beschäftigungsverhältnisses Zuschüsse zu 
einer Lebensversicherung geleistet hat." 


4. In § 27 Abs. 1 werden im Satz 1 die Worte 

^ „141,“ sowie Satz 2 gestrichen. 

5. § 47 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
„ (§ 17 Nr. 2)“ durch den Klammerzusatz 
„ (§ 17 Abs. 1 Nr. 2)" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz werden 
hinter den Worten „Ortsklasse A“ die Worte 
„, im Gebiet von Berlin mit dem Satz für die 
Ortsklasse S“ eingefügt. 

6. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Soldaten im Ruhestand bis 
zum Ende des Monats, in dem sie 
das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollenden, die für denselben Zeit- 
raum bemessenen ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der das Ruhegehalt berechnet 
ist, 

2. für Soldaten im Ruhestand vom 
Ersten des auf die Vollendung 
des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahrs folgenden Monats an und 
für Witwen 

der Betrag nach Nummer 1, er- 
erhöht um sechzig vom Hundert 


§ 20 Abs. 3 entsprechend.“ durch die Worte 
„gilt § 20 Abs. 3 Satz 1 entsprechend. § 20 
Abs. 3 Satz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung.“ ersetzt. 

b) Als Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Ist das Dienstverhältniss nach dem 
30. September 1965 begründet worden (§ 20 
Abs. 3 Satz 2), so dürfen Zeiten eines Be- 
schäftigungsverhältnisses nach Absatz 1, so- 
weit der öffentlich-rechtliche Dienstherr 
während dieser Zeiten auf Grund dieses Be- 
schäftigungsverhältnisses Zuschüsse zu einer 
Lebensversicherung geleistet hat, nur zur 
Hälfte als ruhegehaltfähig berücksichtigt 
werden.“ 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 53 wird wie folgt geändert: 
^ a) unverändert 


5 
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Entwurf 

des Betrages des Gesamteinkom- 
mens aus der Versorgung nach 
dem Zweiten Teil dieses Geset- 
zes und der Verwendung im 
öffentlichen Dienst, der diese 
Höchstgrenze übersteigt, 

3. für Waisen 

vierzig vom Hundert der unter 
Nummer 1 bezeichneten Dienst- 
bezüge, erhöht um sechzig vom 
Hundert des Betrages des Ge- 
samteinkommens aus der Versor- 
gung nach dem Zweiten Teil die- 
ses Gesetzes und der Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst, der 
diese Höchstgrenze übersteigt." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Als Höchstgrenze nach Absatz 2 
Nr. 1 gilt mindestens ein Betrag in Höhe des 
Eineinviertelfachen der jeweils ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe 1 der Besoldungsordnung 
A; Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend." 


c) In Absatz 6 werden hinter den Worten „be- 
rechnet sind" ein Komma gesetzt und die 
Worte „jedoch unter Zugrundelegung des 
Grundgehalts aus der Endstufe der Besol- 
dungsgruppe" eingefügt. 


7. § 55 wird wie folgt geändert: 


Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Soldaten im Ruhestand (Absatz 1 
Nr. 1) 

das Ruhegehalt, das sich unter Zu- 
grundelegung der gesamten ruhe- 
gehaltfähigen Dienstzeit und der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der das frühere Ruhegehalt be- 
rechnet ist, ergibt, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


b) unverändert 


bi) Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Verwendung im Öffentlichen Dienst 
steht die Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung gleich, an der eine Kör- 
perschaft oder ein Verband im Sinne des 
Satzes 1 durch Zahlung von Beiträgen oder 
Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt 
ist." 

c) unverändert 


7. § 55 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder aus 
einer ihr gleichstehenden Beschäftigung 
(§ 53 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1) 1J gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

(2) u n v e r ä n de r t 


2. für Witwen und Waisen (Absatz 1 
Nr. 2) 


6 
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Entwurf 

das Witwen- oder Waisengeld, das 
sich aus dem Ruhegehalt nach Num- 
mer 1 ergibt, 

3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 

fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das dem Witwengeld 
zugrunde liegende Ruhegehalt be- 
mißt." 


8. Hinter § 55 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 55 a 

(1) Erhält ein Versorgungsempfänger Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung für Angehörige des öf- 
fentlichen Dienstes, so sind neben den Renten 
die Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen 
der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu 
zahlen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


c) In Absatz 3 Satz 1 werden die in dem Klam- 
merzusatz enthaltenen Worte „Nr. 2 “ gestri- 
chen. 

8. Hinter § 55 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

n § 55 a 

(1) Endet ein Dienstverhältnis als Berufssol- 
dat, das nach dem 30. September 1965 begrün- 
det worden ist (§ 20 Abs. 3 Satz 2), durch Ein- 
tritt in den Ruhestand oder durch Tod, so sind, 
wenn der Soldat im Ruhestand oder die Witwe 
und Waisen Renten aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen oder aus einer zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes erhalten, 
neben den Renten die Versorgungsbezüge nur 
bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten 
Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) unverändert 


(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Soldaten im Ruhestand 

der Betrag, der sich als Ruhegehalt 
zuzüglich Kinderzuschlägen ergeben 
würde, wenn der Berechnung zu- 
grunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezügen 

die Endstufe der Besoldungsgrup- 
pe, aus der das Ruhegehalt be- 
rechnet ist, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
die Zeit vom vollendeten sieb- 
zehnten Lebensjahr bis zum Ein- 
tritt des Versorgungsfalles zuzüg- 
lich der Zeiten, um die sich die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit er- 
höht, und der bei der Rente be- 
rücksichtigten Zeiten einer renten- 
versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit nach Eintritt 
des Versorgungsfalles, 

2. für Witwen 

der Betrag, der sich als Witwengeld 
ohne Kinderzuschläge, 

für Waisen 

der Betrag, der sich als Waisengeld 
zuzüglich Kinderzuschlag aus dem 


7 
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Entwurf 

Ruhegehalt nach Nummer 1 ergeben 
würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gel- 
ten nicht 

1. bei Soldaten im Ruhestand (Absatz 2 
Nr. 1) 

die Hinterbliebenenrenten aus einer 
Beschäftigung oder Tätigkeit des Ehe- 
gatten, 

2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 
Nr. 2) 

Renten auf Grund einer eigenen Be- 
schäftigung oder Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Ab- 
satz 1) ohne Kinderzuschuß, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs- 
jahre auf Grund freiwilliger Weiter- 
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
entspricht, 


2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber minde- 
stens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet hat. 

(5) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten 
stehen entsprechende wiederkehrende Geldlei- 
stungen gleich, die von einem deutschen Ver- 
sicherungsträger außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes oder die von einem 
nichtdeutschen Versicherungsträger nach einem 
für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen 
zwischenstaatlichen Abkommen gewährt wer- 
den. 

(6) Auf Empfänger von übergangsgebühr- 
nisssen und ihre Hinterbliebenen sind die Ab- 
sätze 1 bis 5 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß an die Stelle der Höchstgrenze des Ab- 
satzes 2 die Dienstbezüge treten, aus denen die 
Übergangsgebührnisse berechnet sind, zuzüg- 
lich Kinderzuschläge." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Absatz 
1) ohne Kinderzuschuß, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs- 
jahre auf Grund freiwilliger Weiter- 
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 

oder, wenn sich die Rente nach Wert- 
einheiten berechnet, dem Verhältnis 
der Werteinheiten für freiwillige Bei- 
träge zu der Summe der Werteinhei- 
ten für freiwillige Beiträge, Pflichtbei- 
träge, Ersatzzeiten und Ausfallzeiten 
entspricht, 

2. unverändert 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber minde- 
stens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet hat. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


9. § 59 wird wie folgt geändert: 9. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden hinter dem 
Wort „ist" die Worte „oder ein freiwilliges 
soziales Jahr nach dem Gesetz zur Förde- 
rung eines freiwilligen sozialen Jahres lei- 
stet" eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Versor- 
gungsanspruch oder Unterhaltsanspruch" 


8 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3686 


Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

durch die Worte „Versorgungs-, Unterhalts- 
oder Rentenanspruch" ersetzt. 


10. § 60 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 10. unverändert 

♦ 

„3- den Bezug eines Einkommens (§ 53), einer 
Versorgung (§ 55) oder einer Rente (§ 55 a), 
die Witwe und Waise auch die Verheira- 
tung (§59 Abs. 1 Nr. 1), die Witwe auch 
Ansprüche nach § 59 Abs. 3 Satz 1 zweiter 
Halbsatz." 


11. § 63 wird wie folgt geändert: 11. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 6 werden das Wort „oder" 
gestrichen und hinter dem Wort „Kampfmit- 
teln" ein Komma gesetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 7 wird hinter dem Wort 
„Munition" das Wort „oder" angefügt. 

c) Hinter Absatz 1 Nr. 7 wird eingefügt: 

„8. im besonders gefährlichen Einsatz mit 
tauchfähigen Landfahrzeugen oder 
schwimmfähigen gepanzerten Landfahr- 
zeugen." 

d) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist ein Soldat an den Folgen eines 
Unfalls der in Absatz 1 bezeichneten Art 
verstorben, so erhalten eine einmalige Un- 
fallentschädigung 

1 . in Höhe von insgesamt zwanzig- 
tausend Deutsche Mark die Wit- 
we sowie die nach diesem Gesetz 
versorgungsberechtigten ehe- 
lichen Kinder, für ehelich erklär- 
ten oder an Kindes Statt ange- 
nommenen Kinder und Kinder 
aus nichtigen Ehen, die die recht- 
liche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben, 

2. in Höhe von insgesamt zehntau- 
send Deutsche Mark die Eltern 
sowie die nicht nach diesem Ge- 
setz versorgungsberechtigten ehe- 
lichen Kinder, für ehelich erklär- 
ten oder an Kindes Statt ange- 
nommenen Kinder und Kinder 
aus nichtigen Ehen, die die recht- 
liche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben, wenn Hinterblie- 
bene der in Nummer 1 bezeichne- 
ten Art nicht vorhanden sind, 

3. in Höhe von insgesamt fünftau- 
send Deutsche Mark die Groß- 
eltern und Enkel, wenn Hinter- 
bliebene der in Nummer 1 und 2 
bezeichneten Art nicht vorhan- 
den sind." 


9 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

e) In Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 ge- 
strichen. 

f) In Absatz 6 wird Satz 2 gestrichen. 


12. § 67 erhält folgende Fassung: 12. unverändert 

♦ 

„§ 67 

Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während 
der ein Berufssoldat nach Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahrs vor seinem Eintritt in die 
Bundeswehr in Kriegsgefangenschaft gewesen 
ist. Das gleiche gilt für die Zeit einer Internie- 
rung oder eines Gewahrsams der nach § 9 a des 
Heimkehrergesetzes oder § 9 Abs. 1 des Häft- 
lingshilfegesetzes berechtigten Personen. Nicht 
als ruhegehaltfähig gilt eine dieser Zeiten, die 
nach anderen Vorschriften bereits angerechnet 
wird." 


13. § 69 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 13. unverändert 

♦ 

„3. die Zeit, die auf Grund gewährter Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts oder nach dem Gesetz zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes ohne förmliches Wieder- 
gutmachungsverfahren anzurechnen ist." 

13 a. In § 70 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 wird jeweils 
^ die Jahreszahl „1965" durch die Jahreszahl 
„1970" ersetzt. 


14. § 73 wird wie folgt geändert: 14. § 73 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „1965" 
durch die Jahreszahl „1970" ersetzt. 

In Absatz 3 wird der Ktammerzusatz „ (§§ 17 b) In Absatz 3 wird der Klammerzusatz „ (§§ 17 

und 18)" durch den Klammerzusatz „(§ 17 Abs. 1 und 18)" durch den Klammerzusatz „(§ 17 

und § 18)" ersetzt. Abs. 1 und § 18)" ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird die Jahreszahl „1965" 
durch die Jahreszahl „1970" ersetzt. 


14 a. In § 74 Abs. 1 Satz 1 wird die Jahreszahl 
^ „1965" durch die Jahreszahl „1970" ersetzt. 


14 b. In § 77 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „31. 
^ Dezember 1965" durch die Worte „31. März 
1970" ersetzt. 
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15. § 84 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(6) § 65 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesversor- 
gungsgesetzes ist mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß einer Versorgung nach allgemeinen 
beamtenrechtlichen Bestimmungen und der be- 
amtenrechtlichen Unfallfürsorge die entspre- 
chenden Versorgungsbezüge nach dem Zweiten 
Teil dieses Gesetzes gleichstehen; der Anspruch 
des Beschädigten auf seine Grundrente nach 
§ 80 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 31 
Abs. 1 bis 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
ruht jedoch nicht." 


16. § 89 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Werden die Versorgungsbezüge der 
Berufssoldaten allgemein oder für einzelne 
Laufbahngruppen erhöht oder vermindert, 
so ändern sich von demselben Zeitpunkt an 
die Übergangsgebührnisse (§ 11) entspre- 
chend. 11 


Artikel II 

Ubergangsvorschriften 

1. Bei Anwendung des § 55 a des Soldatenversor- 
gungsgesetzes bleibt iür die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vorhandenen Berufssoldaten und 
Versorgungsempfänger sowie deren Witwen und 
Waisen ein Betrag in Höhe von zehn vom Hun- 
dert der zu berücksichtigenden Renten ohne Kin- 
derzuschuß außer Ansatz. 


14 c. § 77 b wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Als neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

rr (3) die Absätze 1 und 2 können entspre- 
chend auch auf einen Soldaten angewendet 
werden, der aus Anlaß des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit Kriegsereignissen wegen 
des Dienstes als Berufssoldat der ehemali- 
gen Wehrmacht oder als Beamter der ehe- 
maligen Wehrmacht in Gewahrsam einer 
ausländischen Macht geraten ist und sich 
im Falle des zweiten Weltkrieges außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgeset- 
zes in Gewahrsam befunden hat." 

b) Absatz 3 wird Absatz 4; im neuen Absatz 4 
Satz 1 werden die Worte „und 2“ durch die 
Worte „bis 3“ ersetzt. 


15. unverändert 


16. unverändert 


Artikel II 

Ubergangsvorschriften 

1. Sofern sich aus der Anwendung dieses Gesetzes 
für die bei seinem Inkrafttreten vorhandenen 
Versorgungsempfänger eine Verminderung ihrer 
Versorgungsbezüge ergibt, wird ihnen ein Aus- 
gleichsbetrag in Höhe des Unterschieds zwischen 
den bisherigen und den jetzigen Versorgungs- 
bezügen gewährt. Erhöhen sich die Versorgungs- 
bezüge, so verringert sich der Ausgleichsbetrag 
entsprechend. 
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2. (1) Sofern sich aus der Anwendung dieses 

Gesetzes für die bei seinem Inkrafttreten vor- 
handenen Versorgungsempfänger eine Vermin- 
derung ihrer Versorgungsbezüge ergibt , wird 
ihnen ein Ausgleichsbetrag in Hohe des Unter- 
schieds zwischen den bisherigen und den jetzi- 
gen Versorgungsbezügen gewährt. Erhöhen sich 
die Versorgungsbezüge , so verringert sich der 
Ausgleichsbetrag entsprechend. 

(2) Der Witwe und den Waisen eines bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Ver- 
sorgungsempfängers wird der Ausgleichsbetrag 
in Höhe des Anteilsatzes ihrer Versorgungs- 
bezüge gezahlt. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre- 
chend. 

Artikel III 
Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 5 Buchstabe b mit Wirkung vom 
1. Januar 1963, 

2. Artikel I Nr. 12, 13 mit Wirkung vom 1. April 
1963, 


3. Artikel I Nr. 16 mit Wirkung vom 1. September 
1964, 

4. Artikel I Nr. 11 und Artikel 111 am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes, 

5. Artiken II Nr. 1 bis 4, 5 Buchstabe a, 6 bis 10, 14 
und 15 sowie Artikel 11 mit Wirkung vom . . . 


Bes c h 1 ü s s e d e s 5. A n s s c h u s s e s 

2. Für die Anwendung des § 77 b Abs. 3 des Solda- 
tenversorgungsgesetzes endet die Ausschlußfrist 
im Sinne des § 77 a Abs. 7 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes nicht vor dem 1. Oktober 1967. 
Zahlungen werden nur auf Antrag gewährt und 
zwar vom Ersten des Monats an, in dem der 
Antrag gestellt worden ist; Anträge, die bis zum 
30. September 1966 gestellt werden, gelten als 
am 1. Oktober 1965 gestellt. Ist die Einhaltung 
der in Satz 1 genannten Frist durch von den 
Berechtigten nicht zu vertretende Umstände 
unmöglich, so gilt die Frist auch dann als ge- 
wahrt, wenn innerhalb von sechs Monaten nach 
Wegfall des Hindernisses die Ansprüche nach 
§ 77 b Abs. 3 des Soldatenversorgungsgesetzes 
angemeldet werden.” 

Artikel III 
unverändert 


Artikel IV 

Inkrafttreten 

Es treten in Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 

2a. Artikel I Nr. 9 Buchstabe a mit Wirkung vom 
1. April 1964, 

3. Artikel I Nr. 1 und 16 mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1964, 

4. Artikel I Nr. 13 a, 14 Buchstaben a und c, Nr. 14 a 
mit Wirkung vom 1. April 1965, 

5. Artikel I Nr. 11, 14 b und Artikel III am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes, 

6. Artikel I Nr. 1 a bis 4, 5 Buchstabe a, Nr. 6 bis 8, 9 
Buchstabe b, Nr. 10, 14 Buchstabe b, Nr. 14 c 
und 15 sowie Artikel II mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1965. 
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